
Beilage Nr. 18/2009 
LG – 01053-2009/0001 

Entwurf eines Gesetzes, mit dem das Gesetz über die Neuregelung der 

Elektrizitätswirtschaft (Wiener Elektrizitätswirtschaftsgesetz 2005), LGBl. 

Nr. 46/2005 in der Fassung LGBl. Nr. 10/2008, geändert wird 
 

Der Wiener Landtag hat am ………… in Ausführung der Grundsatzbestimmungen 

des Elektrizitätswirtschafts- und -organisationsgesetzes, BGBl I Nr. 143/1998 i.d.F. 

BGBl I Nr. 112/2008 beschlossen: 

 

Artikel I 
 

Das Gesetz über die Neuregelung der Elektrizitätswirtschaft (Wiener Elektrizitätswirt-

schaftsgesetz 2005), LGBl. Nr. 46/2005, zuletzt geändert durch das Landesgesetz 

LGBl. Nr. 10/2008, wird wie folgt geändert: 

 

1. § 35 Abs. 2 lautet: 

 

„Der Betriebsleiter muss den Voraussetzungen nach § 54 Abs. 3 Z 1 entsprechen 

und fachlich befähigt sein, den Betrieb von Netzen zu leiten und zu überwachen. Er 

muss sich in dem zur Erfüllung seiner Aufgaben erforderlichen Umfang im Elektrizi-

tätsunternehmen betätigen. § 54 Abs. 6 gilt sinngemäß.“ 

 

2. § 54 Abs. 7 lautet:  

 

„(7) Das Erfordernis des Wohnsitzes im Inland oder in einem anderen Staat, dessen 

Angehörige auf Grund des Rechtes der Europäischen Union oder eines Staatsver-

trages gleich wie Inländer zu behandeln sind (Abs. 3 Z 1 lit. c) entfällt, wenn ein Ge-

schäftsführer (§ 59) oder Pächter (§ 60) bestellt ist.“ 

 

3. § 56 Abs. 2 lautet: 

 

„(2) Dem Antrag sind alle zur Beurteilung des Vorliegens der Voraussetzungen ge-

mäß § 54 und § 55 erforderlichen Unterlagen anzuschließen, insbesondere: 

1. Urkunden, die dem Nachweis über Vor- und Familienname der Person, ihr Alter 

und ihre Staatsangehörigkeit dienen, 
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2. ein Plan in zweifacher Ausfertigung über das vorgesehene Verteilergebiet mit Dar-

stellung der Verteilergebietsgrenzen im Maßstab 1:25 000, 

3. Angaben über die Struktur und über die zu erwartenden Kosten der Verteilung der 

Elektrizität sowie darüber, ob die vorhandenen oder geplanten Verteileranlagen eine 

kostengünstige, ausreichende und sichere Verteilung erwarten lassen; 

4. falls § 55 zur Anwendung kommt, Unterlagen zum Nachweis der Erfüllung der im 

§ 55 aufgezählten Voraussetzungen; 

5. falls § 55 zur Anwendung kommt, ein Gleichbehandlungsprogramm, aus dem her-

vorgeht, welche Maßnahmen zum Ausschluss diskriminierenden Verhaltens getroffen 

werden und welche Maßnahmen vorgesehen sind, durch die die ausreichende Ü-

berwachung der Einhaltung dieses Programms gewährleistet wird. In diesem Pro-

gramm ist insbesondere festzulegen, welche Pflichten die Mitarbeiter im Hinblick auf 

die Erreichung dieses Zieles haben.“ 

 

4. In § 60 Abs. 1 wird die Wortfolge „die Voraussetzungen des § 56“ ersetzt durch 

den Ausdruck „die Voraussetzungen des § 55“. 

 

5. In § 64 Abs. 3, 2. Satz entfällt die Wortfolge „eines Firmenbuchauszuges und“.  

 

6. Nach § 76 Abs. 4 wird folgender Abs. 5 angefügt: 

 

„(5) Durch § 42b wird die Richtlinie 2005/89/EG des Europäischen Parlaments und 

des Rates vom 18. Januar 2006 über Maßnahmen zur Gewährleistung der Sicherheit 

der Elektrizitätsversorgung und von Infrastrukturinvestitionen umgesetzt.“ 

 

 

Artikel II 
 

Dieses Gesetz tritt mit dem seiner Kundmachung folgenden Tag in Kraft. 

 

Der Landeshauptmann:     Der Landesamtsdirektor: 

 



 

 

Vorblatt 
zum Entwurf eines Gesetzes, mit dem das Gesetz über die Neuregelung der 

Elektrizitätswirtschaft (Wiener Elektrizitätswirtschaftsgesetz 2005), LGBl. Nr. 

46/2005 in der Fassung LGBl. Nr. 10/2008, geändert wird 

 

Problem: 
Die Richtlinie 2006/123/EG über Dienstleistungen im Binnenmarkt, ABl. Nr. L 376 

vom 27.12.2006 S. 36 (im Folgenden: Dienstleistungsrichtlinie) ist bis 28.12.2009 in 

nationales Recht umzusetzen. Bestimmungen, die im Widerspruch zur Dienstleis-

tungsrichtlinie stehen, sind daher zu ändern. 

 

Ziele: 
Umsetzung der Dienstleistungsrichtlinie 

 

Inhalt/Problemlösung: 
Die Novelle dient der Umsetzung der Dienstleistungsrichtlinie und der Klarstellung, 

dass die Richtlinie 2005/89/EG über Maßnahmen zur Gewährung der Sicherheit der 

Energieversorgung und von Infrastrukturinvestitionen im Wiener Elektrizitätswirt-

schaftsgesetz 2005 umgesetzt ist. Weiters werden Änderungen redaktioneller Art 

vorgenommen. 

 

Alternativen: 
Keine 

 

Auswirkungen des Regelungsvorhabens: 
Finanzielle Auswirkungen: Für das Land Wien sowie für den Bund und die anderen  

Gebietskörperschaften entstehen keine Kosten. 

Wirtschaftspolitische Auswirkungen: keine 

- Auswirkungen auf die Beschäftigung und den Wirtschaftsstandort Österreich: 

keine 

- Sonstige wirtschaftspolitische Auswirkungen: keine 
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- Auswirkungen in umweltpolitischer, konsumentenschutzpolitischer sowie sozi-

aler Hinsicht: keine 

Geschlechtsspezifische Auswirkungen: keine 

 

Verhältnis zu Rechtsvorschriften der Europäischen Union: 
Die Novelle dient der Umsetzung von Gemeinschaftsrecht. 

 

Besonderheiten des Normerzeugungsverfahrens:  
Keine 



 

 

Erläuternde Bemerkungen 
 zum Entwurf eines Gesetzes, mit dem das Gesetz über die Neuregelung der 

Elektrizitätswirtschaft (Wiener Elektrizitätswirtschaftsgesetz 2005), LGBl. Nr. 

46/2005 in der Fassung LGBl. Nr. 10/2008, geändert wird 

 

Allgemeiner Teil 

 

Die Richtlinie 2006/123/EG über Dienstleistungen im Binnenmarkt, ABl. Nr. L 376 

vom 27.12.2006 S. 36 (im Folgenden: Dienstleistungsrichtlinie) ist bis 28.12.2009 in 

nationales Recht umzusetzen. Bestimmungen, die im Widerspruch zur Dienstleis-

tungsrichtlinie stehen, sind daher zu ändern. 

 

Weiters ist klarzustellen, dass die Richtlinie 2005/89/EG über Maßnahmen zur Ge-

währung der Sicherheit der Energieversorgung und von Infrastrukturinvestitionen im 

Wiener Elektrizitätswirtschaftsgesetz 2005 umgesetzt ist.  

 

Darüber hinaus werden durch die Novelle Änderungen redaktioneller Art vorgenom-

men. 

 

Für das Land Wien sowie für den Bund und die anderen Gebietskörperschaften ent-

stehen durch die Novelle keine Kosten. 

 

 

Besonderer Teil 

 

Zu Z 1 (§ 35): 

Das Erfordernis, dass der technische Betriebsleiter eines Elektrizitätsnetzes über-

wiegend in inländischen Unternehmen tätig sein muss, widerspricht der Dienstleis-

tungsrichtlinie und ist daher zu streichen. Anstelle der der Dienstleistungsrichtlinie 

widersprechenden Residenzpflicht wird nun festgeschrieben, dass der Betriebsleiter 

sich in dem zur Erfüllung seiner Aufgaben erforderlichen Umfang im Elektrizitätsun-

ternehmen zu betätigen hat. 
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Zu Z 2 (§ 54 Abs. 7): 

Hier erfolgt eine sprachliche Anpassung an § 54 Abs. 3. 

 

Zu Z 3 (§ 56 Abs. 2): 

Die Einholung eines Firmenbuchauszuges kann durch die Behörde erfolgen, und hat 

daher der Konzessionswerber den Einreichunterlagen nicht verpflichtend einen Fir-

menbuchauszug anzuschließen. 

 

Zu Z 4 (§ 60 Abs. 1): 

Die neue Regelung dient der Behebung eines redaktionellen Versehens. 

 

Zu Z 5 ( § 64 Abs. 3): 

Die Einholung eines Firmenbuchauszuges kann durch die Behörde erfolgen, und hat 

daher der Nachfolgeunternehmer nicht verpflichtend einen Firmenbuchauszug vorzu-

legen. 

 

Zu Z 6 (§ 76 Abs. 5): 

Die Umsetzung der Richtlinie 2005/89/EG über Maßnahmen zur Gewährung der Si-

cherheit der Energieversorgung und von Infrastrukturinvestitionen erfolgte nach An-

sicht des Bundes abschließend mit der Novelle des Ökostromgesetzes und des E-

nergie-Versorgungssicherheitsgesetzes 2006. Die grundsatzgesetzlichen Bestim-

mungen des Art. I (Novelle des ElWOG) des Energie-Versorgungssicherheits-

gesetzes 2006, BGBl. I Nr. 106/2006, wurden durch das Land Wien bereits mit der 

Novelle des Wiener Elektrizitätswirtschaftsgesetzes 2005, LGBl. für Wien Nr. 

10/2008, auf Landesebene umgesetzt. Mit diesem Ausführungsgesetz wurden die 

das Land Wien treffenden Umsetzungsschritte vollzogen, wobei allerdings (wie auch 

im Grundsatzgesetz) die Umsetzungsklausel betreffend die Richtlinie 2005/89/EG 

nicht angeführt wurde. Dies erfolgt mit der nun vorliegenden Novelle. 

 
 
 
 



 

 
 

Textgegenüberstellung 
 

zum Entwurf eines Gesetzes, mit dem das Gesetz über die Neuregelung der Elektrizitätswirtschaft  

(Wiener Elektrizitätswirtschaftsgesetz 2005), LGBl. Nr. 46/2005 in der Fassung LGBl. Nr. 10/2008, geändert wird 

 
 
 
                          Geltender Gesetzestext 

 

Entwurfstext 

Artikel I 

 
Technischer Betriebsleiter 

 
§ 35. (1) Netzbetreiber sind verpflichtet, vor Aufnahme des 
Betriebes eines Netzes eine natürliche Person als Betriebslei-
ter für die technische Leitung und Überwachung des Betrie-
bes des Netzes zu bestellen. 
(2) Der Betriebsleiter muss den Voraussetzungen nach § 54 
Abs. 3 Z 1 entsprechen, fachlich befähigt sein, den Betrieb 
von Netzen zu leiten und zu überwachen und überwiegend in 
inländischen Unternehmen tätig sein. § 54 Abs. 6 gilt sinnge-
mäß. 
 
...... 
 

 
Technischer Betriebsleiter 

 
§ 35. (1) Netzbetreiber sind verpflichtet, vor Aufnahme des 
Betriebes eines Netzes eine natürliche Person als Betriebslei-
ter für die technische Leitung und Überwachung des Betrie-
bes des Netzes zu bestellen. 
(2) Der Betriebsleiter muss den Voraussetzungen nach § 54 
Abs. 3 Z 1 entsprechen und fachlich befähigt sein, den Betrieb 
von Netzen zu leiten und zu überwachen. Er muss sich in 
dem zur Erfüllung seiner Aufgaben erforderlichen Um-
fang im Elektrizitätsunternehmen betätigen. § 54 Abs. 6 
gilt sinngemäß. 
 
...... 

Elektrizitätswirtschaftliche Konzession 
 

Voraussetzungen für die Konzessionserteilung 
 
§ 54. (1) Der Betrieb eines Verteilernetzes bedarf einer elekt-
rizitätswirtschaftlichen Konzession. 

Elektrizitätswirtschaftliche Konzession 
 

Voraussetzungen für die Konzessionserteilung 
 
§ 54. (1) Der Betrieb eines Verteilernetzes bedarf einer elekt-
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(2) Die elektrizitätswirtschaftliche Konzession darf nur erteilt 
werden, wenn 
1. der Konzessionswerber in der Lage ist, 
a) eine kostengünstige, ausreichende und sichere Verteilung 
zu gewährleisten und 
b) den Pflichten des Hauptstücks III nachzukommen und 
2. für das örtlich umschriebene bestimmte Gebiet keine Kon-
zession zum Betrieb eines Verteilernetzes besteht. 
(3) Die Erteilung der elektrizitätswirtschaftlichen Konzession 
setzt ferner voraus, dass der Konzessionswerber 
1. sofern es sich um eine natürliche Person handelt, 
a) eigenberechtigt ist und das 24. Lebensjahr vollendet hat, 
b) die österreichische Staatsbürgerschaft besitzt oder nach 
dem Recht der Europäischen Union oder auf Grund eines 
Staatsvertrages gleichzustellen ist, 
c) seinen Wohnsitz im Inland oder in einem anderen Staat 
hat, dessen Angehörige auf Grund des Rechtes der Europäi-
schen Union oder eines Staatsvertrages gleich wie Inländer 
zu behandeln sind und 
d) von der Ausübung der Konzession nicht ausgeschlossen 
ist, 
2. sofern es sich um eine juristische Person, um eine Perso-
nengesellschaft des Handelsrechtes oder um eine eingetra-
gene Erwerbsgesellschaft handelt, 
a) seinen Sitz im Inland oder in einem anderen Staat hat, 
dessen Angehörige auf Grund des Rechtes der Europäischen 
Union oder eines Staatsvertrages gleich wie Inländer zu be-
handeln sind und 
b) für die Ausübung der Konzession einen Geschäftsführer 
(§ 59) oder Pächter (§ 60) bestellt hat. 
........ 
 
(7) Das Erfordernis des Hauptwohnsitzes im Inland oder ei-

rizitätswirtschaftlichen Konzession. 
(2) Die elektrizitätswirtschaftliche Konzession darf nur erteilt 
werden, wenn 
1. der Konzessionswerber in der Lage ist, 
a) eine kostengünstige, ausreichende und sichere Verteilung 
zu gewährleisten und 
b) den Pflichten des Hauptstücks III nachzukommen und 
2. für das örtlich umschriebene bestimmte Gebiet keine Kon-
zession zum Betrieb eines Verteilernetzes besteht. 
(3) Die Erteilung der elektrizitätswirtschaftlichen Konzession 
setzt ferner voraus, dass der Konzessionswerber 
1. sofern es sich um eine natürliche Person handelt, 
a) eigenberechtigt ist und das 24. Lebensjahr vollendet hat, 
b) die österreichische Staatsbürgerschaft besitzt oder nach 
dem Recht der Europäischen Union oder auf Grund eines 
Staatsvertrages gleichzustellen ist, 
c) seinen Wohnsitz im Inland oder in einem anderen Staat 
hat, dessen Angehörige auf Grund des Rechtes der Europäi-
schen Union oder eines Staatsvertrages gleich wie Inländer 
zu behandeln sind und 
d) von der Ausübung der Konzession nicht ausgeschlossen 
ist, 
2. sofern es sich um eine juristische Person, um eine Perso-
nengesellschaft des Handelsrechtes oder um eine eingetra-
gene Erwerbsgesellschaft handelt, 
a) seinen Sitz im Inland oder in einem anderen Staat hat, 
dessen Angehörige auf Grund des Rechtes der Europäischen 
Union oder eines Staatsvertrages gleich wie Inländer zu be-
handeln sind und 
b) für die Ausübung der Konzession einen Geschäftsführer 
(§ 59) oder Pächter (§ 60) bestellt hat. 
........ 
 
(7) Das Erfordernis des Wohnsitzes im Inland oder in ei-
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nem anderen EU- oder EWR-Mitgliedstaat (Abs. 3 Z 1 lit. c) 
entfällt, wenn ein Geschäftsführer (§ 59) oder Pächter (§ 60) 
bestellt ist. 

nem anderen Staat, dessen Angehörige auf Grund des 
Rechtes der Europäischen Union oder eines Staatsver-
trages gleich wie Inländer zu behandeln sind (Abs. 3 Z 1 
lit. c) entfällt, wenn ein Geschäftsführer (§ 59) oder Päch-
ter (§ 60) bestellt ist. 
 
 

Verfahren zur Konzessionserteilung 
 

§ 56. .... 
(2) Dem Antrag sind zur Feststellung der Voraussetzungen 
gemäß § 54 und § 55 anzuschließen: 
 
1. Urkunden, die dem Nachweis über Vor- und Familienname 
der Person, ihr Alter und ihre Staatsangehörigkeit dienen, 
2. bei juristischen Personen, deren Bestand nicht offenkundig 
ist, der Nachweis ihres Bestandes; bei Personengesellschaf-
ten des Handelsrechtes ein Auszug aus dem Firmenbuch, der 
nicht älter als 6 Monate sein darf, 
3. ein Plan in zweifacher Ausfertigung über das vorgesehene 
Verteilergebiet mit Darstellung der Verteilergebietsgrenzen im 
Maßstab 1:25 000, 
4. Angaben über die Struktur und über die zu erwartenden 
Kosten der Verteilung der Elektrizität sowie darüber, ob die 
vorhandenen oder geplanten Verteileranlagen eine kosten-
günstige, ausreichende und sichere Verteilung erwarten las-
sen; 
5. falls § 55 zur Anwendung kommt, Unterlagen zum Nach-
weis der Erfüllung der im § 55 aufgezählten Voraussetzungen;
6. falls § 55 zur Anwendung kommt, ein Gleichbehandlungs-
programm, aus dem hervorgeht, welche Maßnahmen zum 
Ausschluss diskriminierenden Verhaltens getroffen werden 
und welche Maßnahmen vorgesehen sind, durch die die aus-
reichende Überwachung der Einhaltung dieses Programms 

Verfahren zur Konzessionserteilung 
 
56. .... 
(2) Dem Antrag sind alle zur Beurteilung des Vorliegens 
der Voraussetzungen gemäß § 54 und § 55 erforderlichen 
Unterlagen anzuschließen, insbesondere: 
1. Urkunden, die dem Nachweis über Vor- und Familienname 
der Person, ihr Alter und ihre Staatsangehörigkeit dienen, 
 
 
 
 
2. ein Plan in zweifacher Ausfertigung über das vorgesehene 
Verteilergebiet mit Darstellung der Verteilergebietsgrenzen im 
Maßstab 1:25 000, 
3. Angaben über die Struktur und über die zu erwartenden 
Kosten der Verteilung der Elektrizität sowie darüber, ob die 
vorhandenen oder geplanten Verteileranlagen eine kosten-
günstige, ausreichende und sichere Verteilung erwarten las-
sen; 
4. falls § 55 zur Anwendung kommt, Unterlagen zum Nach-
weis der Erfüllung der im § 55 aufgezählten Voraussetzungen; 
5. falls § 55 zur Anwendung kommt, ein Gleichbehandlungs-
programm, aus dem hervorgeht, welche Maßnahmen zum 
Ausschluss diskriminierenden Verhaltens getroffen werden 
und welche Maßnahmen vorgesehen sind, durch die die aus-
reichende Überwachung der Einhaltung dieses Programms 
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gewährleistet wird. In diesem Programm ist insbesondere 
festzulegen, welche Pflichten die Mitarbeiter im Hinblick auf 
die Erreichung dieses Zieles haben. 
 

gewährleistet wird. In diesem Programm ist insbesondere 
festzulegen, welche Pflichten die Mitarbeiter im Hinblick auf 
die Erreichung dieses Zieles haben. 

Pächter 
 
§ 60. (1) Der Konzessionsinhaber kann die Ausübung der 
Konzession einem Pächter übertragen, der sie im eigenen 
Namen und auf eigene Rechnung ausübt. Der Pächter muss, 
wenn er eine natürliche Person ist, die gemäß § 54 Abs. 3 Z 1 
erforderlichen Voraussetzungen erfüllen, wobei § 54 Abs. 6 
und 7 sinngemäß gilt. Ist der Pächter eine juristische Person, 
eine Personengesellschaft des Handelsrechtes oder eine ein-
getragenen Erwerbsgesellschaft, muss er entweder seinen 
Sitz im Inland oder in einem anderen EU- oder EWR-
Mitgliedstaat haben und ist ein Geschäftsführer (§ 59) zu 
bestellen. Eine Weiterverpachtung ist unzulässig. Sind an das 
Verteilernetz mehr als 100 000 Kunden angeschlossen, so hat 
der Pächter auch die Voraussetzungen des § 56 sinngemäß 
zu erfüllen. 
 

Pächter 
 
§ 60. (1) Der Konzessionsinhaber kann die Ausübung der 
Konzession einem Pächter übertragen, der sie im eigenen 
Namen und auf eigene Rechnung ausübt. Der Pächter muss, 
wenn er eine natürliche Person ist, die gemäß § 54 Abs. 3 Z 1 
erforderlichen Voraussetzungen erfüllen, wobei § 54 Abs. 6 
und 7 sinngemäß gilt. Ist der Pächter eine juristische Person, 
eine Personengesellschaft des Handelsrechtes oder eine ein-
getragenen Erwerbsgesellschaft, muss er entweder seinen 
Sitz im Inland oder in einem anderen EU- oder EWR-
Mitgliedstaat haben und ist ein Geschäftsführer (§ 59) zu 
bestellen. Eine Weiterverpachtung ist unzulässig. Sind an das 
Verteilernetz mehr als 100 000 Kunden angeschlossen, so hat 
der Pächter auch die Voraussetzungen des § 55 sinngemäß 
zu erfüllen. 
 

Endigung der Konzession 
§ 64. .... 
(3) Die Berechtigung zur weiteren Ausübung der Konzession 
im Sinne des Abs. 2 entsteht mit dem Zeitpunkt der Eintra-
gung der Umgründung im Firmenbuch, wenn der Nachfolge-
unternehmer die Voraussetzungen für die Ausübung der Kon-
zession gemäß § 54 Abs. 3 und § 55 Abs. 1 und 2 erfüllt. Der 
Nachfolgeunternehmer hat der Behörde den Übergang unter 
Anschluss eines Firmenbuchauszugs und der zur Herbeifüh-
rung der Eintragung im Firmenbuch eingereichten Unterlagen 
in Abschrift längstens innerhalb von sechs Monaten nach Ein-
tragung im Firmenbuch anzuzeigen. 

Endigung der Konzession 
§ 64. .... 
(3) Die Berechtigung zur weiteren Ausübung der Konzession 
im Sinne des Abs. 2 entsteht mit dem Zeitpunkt der Eintra-
gung der Umgründung im Firmenbuch, wenn der Nachfolge-
unternehmer die Voraussetzungen für die Ausübung der Kon-
zession gemäß § 54 Abs. 3 und § 55 Abs. 1 und 2 erfüllt. Der 
Nachfolgeunternehmer hat der Behörde den Übergang unter 
Anschluss eines Firmenbuchauszugs und der zur Herbeifüh-
rung der Eintragung im Firmenbuch eingereichten Unterlagen 
in Abschrift längstens innerhalb von sechs Monaten nach Ein-
tragung im Firmenbuch anzuzeigen. 
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Gemeinschaftsrecht 
 
§ 76. (1) Durch dieses Gesetz werden die Elektrizitätsbin-
nenmarktrichtlinie und die Seveso II-Richtlinie umgesetzt. 
(2) Durch die §§ 1, 2, 3, 31, 33, 38, 41, 42, 42b, 43a, 44a, 46, 
52 und 53 in der Fassung der Novelle LGBl. Nr. 10/2008 wird 
die Elektrizitätsbinnenmarktrichtlinie umgesetzt. 
(3) Durch die §§ 1 und 2, §§ 46a bis 46c sowie § 75 in der 
Fassung der Novelle LGBl. Nr. 10/2008 wird die KWK-
Richtlinie umgesetzt. 
(4) Durch die §§ 44, 50 und 54 in der Fassung der Novelle 
LGBl. Nr. 10/2008 werden die Richtlinie 2004/38/EG des Eu-
ropäischen Parlaments und des Rates vom 29. April 2004 
über das Recht der Unionsbürger und ihrer Familienangehöri-
gen, sich im Hoheitsgebiet der Mitgliedstaaten frei zu bewe-
gen und aufzuhalten, zur Änderung der Verordnung (EWG) 
Nr. 1612/68 und zur Aufhebung der Richtlinien 64/221/EWG, 
68/360/EWG, 72/194/EWG, 73/148/EWG, 75/34/EWG, 
75/35/EWG, 90/364/EWG, 90/365/EWG und 93/96/EWG und 
die Richtlinie 2003/109/EG des Rates vom 25. November 
2003 betreffend die Rechtsstellung der langfristig aufenthalts-
berechtigten Drittstaatsangehörigen umgesetzt. 

 

Gemeinschaftsrecht 
 
§ 76. (1) Durch dieses Gesetz werden die Elektrizitätsbin-
nenmarktrichtlinie und die Seveso II-Richtlinie umgesetzt. 
(2) Durch die §§ 1, 2, 3, 31, 33, 38, 41, 42, 42b, 43a, 44a, 46, 
52 und 53 in der Fassung der Novelle LGBl. Nr. 10/2008 wird 
die Elektrizitätsbinnenmarktrichtlinie umgesetzt. 
(3) Durch die §§ 1 und 2, §§ 46a bis 46c sowie § 75 in der 
Fassung der Novelle LGBl. Nr. 10/2008 wird die KWK-
Richtlinie umgesetzt. 
(4) Durch die §§ 44, 50 und 54 in der Fassung der Novelle 
LGBl. Nr. 10/2008 werden die Richtlinie 2004/38/EG des Eu-
ropäischen Parlaments und des Rates vom 29. April 2004 
über das Recht der Unionsbürger und ihrer Familienangehöri-
gen, sich im Hoheitsgebiet der Mitgliedstaaten frei zu bewe-
gen und aufzuhalten, zur Änderung der Verordnung (EWG) 
Nr. 1612/68 und zur Aufhebung der Richtlinien 64/221/EWG, 
68/360/EWG, 72/194/EWG, 73/148/EWG, 75/34/EWG, 
75/35/EWG, 90/364/EWG, 90/365/EWG und 93/96/EWG und 
die Richtlinie 2003/109/EG des Rates vom 25. November 
2003 betreffend die Rechtsstellung der langfristig aufenthalts-
berechtigten Drittstaatsangehörigen umgesetzt. 
(5) Durch § 42b wird die Richtlinie 2005/89/EG des Euro-
päischen Parlaments und des Rates vom 18. Januar 2006 
über Maßnahmen zur Gewährleistung der Sicherheit der 
Elektrizitätsversorgung und von Infrastrukturinvestitio-
nen umgesetzt. 

  

Artikel II 

Dieses Gesetz tritt an dem seiner Kundmachung folgenden 
Tag in Kraft. 
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